
VERORDNUNG

Des cemeinde{ates der Marktgemeinde Griffen vom 20.10.1998, Zahl: 3500/1998, rnit der
ein Bebauungsplan für das Gemeindegetliet der Marktgemeinde Griffen erlassen wird.

Gemäß SS 24 bis 27des Gemeindeplanungsgesetzes 1995 LGBl.Nr. 23 idgF., wird verordnet:

s 1

Geltunqsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für alle im Flächenwidmungsplan der Marlrtgemeinde Griffen als
B aü1and gewidmeten Flächen.

(2) Von der Bestimmung des Abs. (1) sind jene Bauflächen ausgenommen . deren Bebauung
durch Teilbebauungspläne geregelt wid.

.R "t

Mindestgröße der Baugrundstücke

(1) Die Mindestgröße eines Baugmndstückes beträgt:
a) bei offener und halboffener Bebauungsweise 600 m2
b) bei geschlossener Bebauungsweise 300 m?

(2) Die Mindestgröße eines Baugrundstückes gem. Abs. (1) darf bis 10 % verringert werden,
wenn die Verringerungsfläche für die verkehrsgerechte Erschließung herangezogen
würde oder wird und die Bebatbarkeit des Grundstückes unter Einhaltung der im S 7
festgelegten Baulinien gewährieistet ist.
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VERORDNUNG

Des Gemeinderates der Marktgemeinde Griffen vom 20.10.1998, Zahlr 3500/1998, mit der
ein Bebauungsplan für das Gemeindegebiet der Marktgemeinde Griffen erlassen wird.

Gemäß $$ 24 bis 27des Gemeindeplanungsgesetzes 1995 LGB1.Nr.23 idgF., wird verordnet;

Geltungsbereich

(1) Diese Verofdnung gilt für alle im Flächenwidmungsplan der Malktgemeinde Griffen als
Bauland gewidmetel Flächen.

(2) Von der Bestimmung des Abs. (1) sind jene Bauflächen ausgenommen , deren Bebauung
durch Teilbebauungspläne geregelt wid.

Mindestgröße der Baugrundstücke

( r )Die Mindestgröße eines Baugrundstückes belrägt:
a) bei offener und halboffener Bebauungslveise 600 m,
b) bei geschlossener Bebauungsweise 300 m2

Die Mindestgröße eines Baugrundstückes gem. Abs. (1) darf bis 1[J 7, veFinged werden,
wenn die Veringerungsfläche für die verkehrsgerechte Erschließung herangezogen
wurde oder wird und die Bebaübarkeit des GrLrndstückes unter Einhaltung der im S 7
es lSe leg len  Bau l :n ien  ge \  ähr le is ie l  i5L .

$ 1

$ 2

(2)
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s 3

Bauliche Ausnutzung der Baugr-undstücke

(1) Die Bauliche Ausnutzung (= Verhältnis der Summe der Bruttogeschoßfläche zum
Nettobauiand) der Bar.rgrundstücke wird wie folgt festgel€gt.

a) im Bauland - Wohngebiet uod Bauland - Kurgebiet mit max. 0,50

b) im Bauland - Dodgebiet, Bauland - gemischtes Baugebiet und Bauland - Geschäfts-
gebiet mit max.0,60

im Bauland - Gewerbe und Industriegebiet wird keine max. bauliche Ausnutzung
festgelegt. Die bauliche Ausnutzung ist jedoch nur in dem Rahmen zulässig, als auf
dem Baugiundstück ausreichend Platz für die Abwicklung des innerbetrieblichen
Verkehrs verbleibt und die Schaffung der erforderlichen Abstellpiätze für
bet ebseigene Fahrzeuge, Kundenfahrzeuge und Krafifahzeuge von
Betriebsangehörigen gewährleistet ist.

Bei Objektsflächenwidmung (= Punktwidmung) wird die bauliche Ausnutzung mit
max. 2,0 festgelegt, wenn es die örtlichen Gegebenheiten, insbesondere der
dominierende Baucharakter der umliegenden Siedlungsregion und d9r Baucharakter
derbestehenden anrainenden Bebauung zulassen.

lm ,,engeren Ortskem" des Marktes G ifen wird keine max. bauliche Ausnutzrrn8
festgelegt. Die ma\. Bebauungsdichte in diesem Bereich jst durch die zulässige
3-geschoßige Bebauung und die gelorderte geschlossenen Bebauungsweise gegeben.

Die bauliche Ausnutzung für Flächen im ,,erweitefien Oftskern,,des Matktes Gdffen
wird mit max. 1,0 festgelegr.
Dachgeschoßausbauten beslehender Dachräume im .prweilerten Ortskern,. des
Marktes Gdffen sind ohne Rücksichl auf die baüliche Ausnutzuns zulässis.
Bei der Berechnung der baulichen Ausnurzung sind die in der pla-ndarsteliune im
Maßstab 1:1000 (Anlage zu dieser Verordnungl dargestellten Abgrenzungen"züm
,,engeren Ortskem" maßgeblich. Werden diese Abgrenzungen nichl durch eine
Gtundstücksgrenze gebildet, so i\t die Grundsrücksgröße (Nettobauland)durch
Herausmessen und Flächenberechiung zu ermitteln.

Der ,-engere Orlskern" des l4arktes Griffen ist in der plandarslellung im lvlaßstab
1:1000 (An]ag9 zu dieser Verordnung) rot umrandet und der ..ei$,eiter1e Odskem',
er i in  l f r  r rndPf  . l ' roParF l l i

(2) a)

c)
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(3) Bei Baulichkeiten (2.8. Hallen), die ohne Geschoßunterteilung eine lichte Höhe von
5,0 m aufweisen bzw. überschreiten, ist die Bruttogeschoßfläche mit .,2,, zu
vervielfachen.

(4) Bei Grundstücken, auf denen die max. bauliche Ausnutzung bereits effeicht oder über-
schdtten ist, sind Umbauten uhd Verbesserungen an Gebäuden nur ohne eine
gleichzeitige Erhöhung der baulichen Ausnutzung zulässig.

(5) Gebäude ab einer Größe von 16 m2und 3,50 m Höhe sowie Carports und Liberdachungen
ab einer Größe von 25 m2 (prcjiziefte Fläche) sind in die Berechnu4g mitaufzunehmen,

(6) Grundflächen, die für Anlagen von Veßorgungsuntemehmen (2.B. Trafoanlagen,
Wasserversorgungsanlagen u.a.) in Alspruch genommen \rerden, sind bei der Berechnung
der baulichen Ausnutzung nicht zu berücksichtigen.

(7) Bruttogeschoßfläche = diejenige Fläche eines jeden Geschosses, die sich durch die
Messung von Außenmauer zu Außenmauer ergibt, wobei Teuassen und Balkooe sowie
Sonnenschritzdächer 4icht in die Berechnung miteinbezogen werden.
Jener Teil eines Geschosses, welcher mehr als 1,50 m aus dem verglichene[ Gelände
hervorragt und natüflich beiichtet wird, ist in die Berechnung aufzunehmen. Bei
Dachgeschossen ist jen€r Teil in dje Berechnung einzubeziehen, de; eine Raumhöhe von
mehr als 1,80 m aufweist.

(8) Nettobauland = die auf das spezifische Bauvorhaben anrechenbare zusammenhängende,
als Bauiand (inki. Grünland an der Straße) gewidmete und demselben Grundeigentümel
gehörige Grucdstücksfläche. A.ls zusammenhängend gelten Gnndstücke desselben
Eigeltümers auch dann, wenn diese lediglich durch ein kleines Gerinne oder eine
Verkehrsfläche bis max, einem Verbindungsweg (S 3 Abs. 1Zjff.6 Kärntner
La[desstraßerlgesetz) getrennt sind.
Bei der Bercchnung der baulichen Ausnutzung sind zusammenhängedde Gtundstücke
desselben Eigentümers jedoch nur dann zu beücksichtigen ufld in die Betechnung mit-
einzubeziehen, wenn die Widmung mit der beabsichtigten Bauführung übereinstimmt,
wobei bereits bestehende Baulichkeiten in die Bruttoseschoßfläche einzurechnen sind.

s 4

(1)

Bebauungsweise

Die Bebauung hal, ausgenommen für die in Abs. (2), (3) und (4) genannten crundstücke
bzw. Bereichen in offener Bebauungs$.eise zu erfolgen.

Die halboffene Bebauungsweise isl dann zulässig, wenn die gegenseitige schdftliche
Zustimmung der betroffenen Grundstücksnachbam hinsichtlich der damit verbundenen
Rechte und Pflichten vorliegt und wenn es die örtlichen Gegebenheiten, insbesosderc der
dominierende Baucharakter der umliegenden Siedlungsregion und der Baucharakler der
bestehendeI1 anrainenden Bebauung zulassen.

(:2)
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(3) a) Im Bereich des ,,engeren Odskerres" des Marktes cdffen lt. plandarsrellung gemäß
$ 3 Abs. (2), lit. c) wird die geschlossene Bebauungsweise festgelegt.

o) Im Bereich des,Brweiterten Ortskemes" des
gemäß $ 3 Abs. (2), lit. c) isr die geschtossene
gegenseitige schriftlichen Zusrimmung der
hinsichtlich der damit vefbundenen Rechte und
örtiichgn Gegebenheiten, insbesondere der
bestehenden anrainenden Bebauung zulassen.

Marktes Griffen lt. Plandarstellung
Bebauungsweise zulässig, wenn dig
betroffenen Grundstücksnachbar1l
Pflichten vorliegt und wgnn es die
dominierende Baucharakter der

s s
Geschoßzahl

(1) Im gesamten cemeindegebier, ausgenommen in den Fälen der Abs. (2), (3) und (4) gih
die ein- bis zweigeschoßige Bebauung.

(2) Eill€ bis dreigeschoßige Bebauung ist zu1ässig, wenn Inreressen der Erhaltung des
Landschaftsbildes oder des Schutzes des Ortsbildes nicht verletzt werden (Gutachten
Ortsbildpfl egekommission).

(3) In Hanglagen ab 20 % natürlicher Geländeneigung darf die Geschoßzahl talseitig gezählt
max.3 Geschoße betragen, wenn es die öftlichen Gegebenheiten, insbesondere der
dominierende Baucharakter der bestehenden anrainenden Bebauung zulassen.

(4) Eine bis dreigeschoßige Bebauung ist iß ,,engeren Ortskern" des Marktes cdffen laut
Plandarstellung gemäß g 3, Abs. (2), lit. c) sowie auf dem crundstück 366/3 der KG
Griffnedal und auf den Grundsrücken .73, 988 und 991 der KG Wölfnitz zuiässig.

(5) Ein Dachgeschoß gilt dann als Geschoß, wenn die Kliestockhöhe. gemessen ab der
Oberkante der Rohdecke bis Oberkante Sparrenauflager eine Höhe von 120 cm
übersteigt.Im Otskem des N{arkres Griffen 1r. Plandarsrellung gemäß g 3, Abs. (2) ist die
Kniestock- oder Traufenhöhe an1äßlich der Bauverhandluns in jedem Einzelfall
gesondert festzulegen.

(6) Ein Geschoß (Keilergeschoß). wetches auf einer Seire mehr a1s 1.50 m, gemessen ab der
Obefkante der Rohdecke dieses Geschosses Richtung Fundament aus dem verglichenen
natürlichen Gelände herausragt, ist zur Gänze in die G€schoßzahl einzubeziehen.
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Ausmaß der Verkehrsflächen

(1) Die Breite von neu zu erdchtenden Aufschließungsstraßen hat bei einer möglichen
Neuerschließung von
a) max.5 Baugrundstücken mind.6,0 m
b) mehr als 5 Baugrundstücken mind,7,0 m
zu oerragen,

(2) Bei der Ennittlung der Aazahl der Baugrundstücke ist von einer Grundstücksfläche von
800 m2 auszugehen.

(3) Bei einer möglichen Erschließung von mehr als 5 Baugrundstücken sind am Ende von
Sackgassen Umkehrplätze voizusehen, welchg der jeweiligen Parzellenkonfiguration
anzupassen sind (siehe Er1äuterungen).

s 7

Baulinien

(1) Die Baulinie entlang öffentlicher Straßen ist anläßlich der Bauverhandlung in jedem
Einzelfail gesondert festzulegen (S 17 Abs.4 Kärntner Bauordnung)

(2) Bei offener Bebauungsweise werden die Bauiinien zu benachbarten Grundstücken für alie
cebäude

. traufseitig mit einem Abstand im Ausmaß der halben Verschneidungshöhe, jedoch
mit mindestens 3,00 m

und

. giebelseitig bei Satteldach, Pultdach etc. mit der halben Verschneidungshöhe + rL

Giebeldreiecksjöhe, jedoch mit mindestenstens 3,00 m

bei Teilwaimdach die halbe Verschneidüngshöhe der Abwdmun-s,
jedoch mit mindestens 3,00 m

festgelegt.

Dies gilt auch für die halboffene ünd geschlossene Bebauungsweise mil Ausnahme der
jeweiligen Grenzbebauung.
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Der Abstand wird von der Fiucht der Außenmauer bis zur Grundstücksglenz€ gemessen.

(3) Für Garagen, Nebengebäude und untergeordneten Anbauten (Garagenanbauten etc.) die
keine Aufenthaltsräume und Feuerstätten aufueisen mit einer Dachlänge bzw. Dachbreite
von max. 10,0 m und einer Firsthöhe von max.4,50 m \.vird die Baulinie mit mindestens
1J0 m zur Nachbargrundgrenze festgelegt. Diese Gebäude dürfen dann an die
Grundstücksgrenze herangerückt wgrdenr wenn die schriftliche Zustimmung der
betroffenen Grundstücksnachbam vorliegt und wenn es die örtlichen Cegebenheiten,
insbesondere der dominierende Baucharakter der umliegenden Siedlungsrcgion und der
Baucharakter der bestehenden anrainenden Bebauung zulassen.

(4) Bei einer difekten Zufah von einer öffentlichen Straße in eine Garage hat der Abstand
des Garageneinfahrtstores zur Straßengrundgrenze mind. 5,50 m zu betragen.
Ausgenommen hiervon sind offene Garagen im ,,engeren Ortskern" sowie ,,erweiterten
Ortskem" des Marktes criffen lt. Plandarstellung gemäß g 3, Abs. (2), lir. c), wo
aufgrund der ödlichen Verhältnisse ein entsprechend gedngercr Abstand vertretbar ist ,
der anläßlich der Bau Verhandlung in jedem Einzelfall gesondert festzulegen ist.

(5) Uber die Baulinie dürfen Dachüberstände, Balkone, Sonnenschutzdächer, Erker, u.ä. in
einem Höchstausmaß von 1,30 m voragen. Ausgenommen hievon sind Objekte nach
Abs.@bei denen dera ige Gebäudeteile lediglich 0,80 m über die Baülinie vorragen
dürfen. ,

(6) Wenn es zur Schaffung eines €iriheitlichen Straßenbildes oder Platzraumes erforderlich
ist, kann im Baubewilligungsverfahren festgelegt werden, daß mit dem Gebäude an €ine
vorhandene, aufgrund des Objektbestandes erkennbaie Baüfluchtlinie herangerückt
werden muß.

(7) Ein Lheßchreiten der Baulinie (Erhöhung der VeßchneidungshöheJ ist bei
gleichbleibgnder Dachneigung und Kniestockhöhe im Zuge einer Dachsanierung
zulässig.

(8) Für die Ermittlüng def Abstandsflächen bleiben Gaupen und Qüergiebel biszueinermax.
Breite eines Ddttels der Traufenlänge unberücksichtigt.

s 8

Grünaniagen

Grünanlagen sollen in Entsprechung des S 18 Abs.4 der Käntner Bauordnung im Rahmetl
des Bauvefahren in jedem Einzelfall gesondefi festgelegt werden.
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Garagen und Stellplätze für Kraftfahrzeuge

Gamgen und Stellplätze
Entsprechung des $ 18
festzulegen.

für Kraftfahrzeuge sind im
Abs. 5 Kämtner Bauordnung

Rahmel des Bauverfahrens in
in jedem Einzelfall gesondert

$ 1 0

Firstrichtuns

Die Hauptfiistrichtung von Gebäuden wird parallel zur Längseite des Gebäudes festgelegt.

s 1 1

Dachform

(1) Die Dachform ist bei Neubauten. Zu- und Umbauten der dominierenden Dachlandschaft
der bestehenden umliegenden Bebauung anzupassen.

(2) Bei neuen Bebauungseinheiten ohne unmittelbare Ortsanbindung har sich die Dachforn
nach der dominierenden Dachlandschaft der umliegenden Siedlungsregion zu dchten.

(3) Die Dachneigung für das Sattel- und Walmdach hat mind. 21'und max.45'zu betragen,
wobei die Bestimmungen der Abs. (1) und (2) zu beiücksichtigen sind.

(4) Bei der Errichtung von Dachgaupen darf die Gesamtlänge der Gaupen max. 50 7r der
jeweilisen Traüfenlänge betragen.

(5) Andere Dachformen als jene, die im Abs. (3) angefuhrt sind, sind nur dann zu1ässig,
wenn hiedurch keine Beeinträchtigung des O(sbildes elfolgt und wenn es die örtlichen
Gegebenheiten, insbesondere der dominierende Baucharakler der umliegenden
Siediungsregion und d9r Baucharakter der bestehenden anrainenden Bebauung zulassen.
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$ 1 2

Dachfarbe

Die Farbe der Dachhaut hat sich nach
Siedlungsregion, vor ailem aber nach
anrainenden Bebauung zu chten.

dem dominierenden Baucharakter der umliegenden
der dominierenden Dachlandschaft der bestehenden

s 1 3

Inkrafttreten

Diese Verordlung tdtt mit Ablauf des Tages der Verlautbarung des Genehmigungsbescheides
der Bezirkshauptmannschaft Völkemarkt im amtlichen Verkündigungsblatt des Lardes in
Kraft.
Mit Wirksamkeitsbeginn dieser Verordnung tdtt der textliche Bebauungsplan der
Marktgemeinde Griffen vom 30.12.1997, ZahI: 3838/7997-610-1, 28.03.1.9'72. Zahl:
23'l 11972, 14 .03 .1980, Zahl: 7 5411980 rnd 12.08 .7982, Zahl: 21631211982 a'rßet Ktafr..

(Josef MULLER)

Für den Gemei
Der Bürgermei

l t /'l /"'

Seite 10 von l8



I
I

I
i

ERLAUTERUNGEN

zum textlichen Bebauungsplan der Marllgemeinde Griffen vom
ZahL 3500/1998 - 610-1.

!c-Sl Geltungsbereich

Die Verordnung ist für alle als Bauland gewidmeten Flächen, welche im Flächenwidmungs-
plan als solche gewidmet werden, wirksam. Sie bezieht sich also nicht auf Flächen, die als
Grtinland mit verschiedenen spezifischen Nutangen gewidmet sind.

Neben dem generellen Bebauungsplan sind auch Teilbebauungspläne anzustreben, da durch
diese im Einzelfall besser auf Gegebenheiten Rücksicht genommen werden kann und so auch
eine optimale Nutzung von Bauland im Zusammenspiel mit zukunftsorientierter zielstrebiger
Raumordnung, ereicht werden kann (2.8, Objekte für den sozialen Wohnbau).

ZU_!2: llindestgröße von Baugrundstücken

Die Festlegung der Mindestgröße von Baugrundstücken erscheint insbesondere im Interesse
einer den bestehenden Bedürfnissen entsprechenden Wohnbebauung erforderlich. Das
Ausmaß entspricht sowohl den bisher festgestellten Gegebenheiten als auch dem üblichen
Landesdurchschnitt.

Für die Mindestgröße von Baugrxndstücken sind in der Verordnung unterste Grenzwerte an-
gegeben, die nicht mehr unterschritten \.verden düfen.

Die Mindestgröße ist nur teilbar, wenn geringe Teilflächen bis zu 10 % für eine verkehrs-
gerechte Erschließung benötigt wurden oder werden.

zu 6 3: Bauliche Ausnutzung der Baugrundstücke

Die bauliche Ausnutzung eines Baugrundstückes wird durch die Geschoßflachenzahl (GFZ)
bestrmmt.
Diese bestimmt, abhängig von der Widmung und Bebauungsweise des jeweiligen Grund-
stllckes, das mögliche Verhä1tnis der Summe der Geschoßfldchen zur Grundstücksgröße.

BRUTTTOGESCHOS SFLACIIE

NETTOBAULAND
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Die Begriffe ,,Bruttogeschoßfläche" und ,.Nettobauland" sind im | 3 der Verordnung
ausreichend definiert. Wann welcher Teil eines Kellergeschosses oder Dachgeschosses in die
Bruttogeschoßfläche einzurechnen ist, ist in der tieferstehenden Skizze da.gestellt.

w  t K v  Ö  c - t  P L - K
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Eine Lherziehung der einzeln Feslgelegten Nutzüngsfaktoren ist nicht möglich. Eine
Ausnahme hievon kann nur bei Umbauten und Verbesserungen an Gebäuden ohne gleich-
zeitige Vergrößerung der baulichen Ausnutzung dann erfolgen, wenn zum Zeitpunkt des
Inkrallretens dieser Verordnung die bauliche Ausnutzung bereits überschritten ist. Diese
Regelung gilt jedoch nur unter der \rorausserzung, daß das Bestandsobjekt baubehördlich
bewilligt wurde.

Umbau =

Zubau =

die bauliche \reränderung eines bestehenden Gebäudes, durch rvelche die
Raumelnteilung oder die Widmung oder das Außere desselben so geänder1
rvird, daß nach Durchlühmng def Anderung das Gebäude als ein anderes
rnzr rseher  i . t .  se lo . t  . ren  dre .qroerur  '  nur  e . r .e  "e  L ic5chon"  6q l r i fF l

die Ve.größerung eines bestehenden Gebaudes in waagrechter oder lot-
rechter Richtune

Sei(e L2 \ 'on l8



I
I
I
I
I
I
I

t

z u 6 4 : Bebauungslveise

Generell wird der offenen Bebauungsweise der Vorzug gegeben, sodaß die Bebauung optimal
aufdie örtlichen Gegebenheiten abgestimmt werden kann.

Offene Bebauungs\dTeise = wenn Gebäude innerhalb der fir diese Bebauungsweise
festgelegten Baulinien errichtet werden.

Halboffene Bebauungsweise = rvenn Gebäude an einer Grundstücksgrenze aneinandergebaut
und nach allen anderen-Seiten innerhalb der fir die offene
Bebauungsweise lestgelegten Baulinien errichtet werden.

Geschlossene Bebauungsweis = wenn Gebäude an zwei oder mehreren Seiten an der Gnrnd-
stücksgrenze errichtet werden.

z u 8 5 : Geschoßzahl

Für den Fall, daß die Errichtung von Mehrfamilienwohnhäusern oder ähnlichen Gebäuden nit
mehr als der festgelegten Geschoßzahl beabsichtigt ist, so soll durch die in der Verordnung
aulgenommenen Grundsatzbestimmungen gem. S I Abs. (2) erwirkt werden, daß fijr diese
Bauvorhaben Teilbebauungspiäne erstellt werden. Durch diese Vorgangsweise lvird eing
effektvollere Bebauuns und Gestaltuns des Baulandes erreicht.

Defi nit ion der Kniestockhöhe

'{

t:

o1< Fvss t f t r r la

DEat .€
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Einbeziehüng des Dachraumes

crT \
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Einbeziehunq des Kellereeschosses

2 -  qesc tos t , ,

z u S 6 : Ausmaß der Verkehrsflächen

Die Festlegung von Mindestbreiten der Aufschließungsstraßen ist im Interesse der Sicherheit.
Leichtigkeit und Flirssigkeit des \rerkehrs erlorderlich.

Aufschließungsstraßen = Straßen, die der Erschließung von neugebildetem Bauland, ba!
von neugebildeten Parzellen dienen und eine Verbindung mit elner
öffentlichen Straße haben. Die angegebenen Breiten sind Mindest-
brerten

Bei der Festlegung der Breite von Aufschließungsstraßen ist nicht von der Anzahl der un-
rnittelbar aufzuichließenden Baugmndstücke auszugehen, sondern es ist vielmehr zu prufen.
ob aufgrund der önlichen Widmungsgegebenheiten später weitere Baugrundstücke entstehen
können. So sind z.B. auch angreluende, noch nicht erschlossene und noch nicht bebaute
Baulandflächen in die Anzahl de. möglichen Neuerschließung von BaugrL.rndstücken ein
zurechnen.
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Bei der Erstellung von Teilbebauungsplänen kann von den hier geforderten Mindestbreiten
abgegangen werden, da in diesem Falle aufeine spezifische Situation reagiert werden soll.

Die Bestimmung des Abs. (3) dient der Ermittlung der Anzahl möglicher Baugrundstücke bei
noch nicht geteilten Grundflächen

Die Anordnung von Umkehrplätzen am Ende von Sackgassen gem. Abs. (3) ist bei eine.
Erschließung von mehr als 5 Baugrundstücken unerläßlich.
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zu Q 7: Baulinien

Unter Bauiinien sind jene Grenzlinien eines Baugrundstl lckes zu verstehen. innerhalb I 'relcher
Gebäude errichtet r.verden dltrien

Vefschneidunsshöhe = die Höhe , die sich aus dem Abstand vom narürlichen Geiände bis
zum Schnittpunkt mit der Oberflache der Dachhaut, gemessen an
der Flucht der Außenmauer, ergibt.

die Höhe des Giebels, gemessen von der VerschneidLrngshöhe bis
zum Ii ist
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Grundsätzlich ist zu unterscheiden, ob von einem Gebäude die Längsseite (: Traufenseite)
oder die Giebelseite der Nachbargrufdstricksgrenze zugewandt ist. Bei Anordnung der
Giebelseite zur Nachbargrundstücksgrenze muß der Abstand des Gebäudes zu dieser ent-
sprechend größer sein.

Längsseite zur Nachbargrenze

Verschneidurgshöhe

Giebelseite zu r Nachbarsgrenze

, ,. r i ' -n '

I I

\4r (Veßclueidunerllöl.er I
Mindestabständ = 2 '

Gh (Giebeldteieckshöhe)
I

N4indesiabsland
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Nebengebäude: ist ein Gebäude, das zu einem anderen, dem Hauptgebäude, mjt diesem
keine Einheit eingeht und diesem zu dienen bestimmt ist, wie Garagen,
Stallungen, Glashäuser, Gartengerätehäuschen, Winschaft sgebäude und
dergleichen

Das Abnicken von in der Masse untergeordneten Baukörpern, wie Balkone, Erker, Aufuänge,
Ten-assen usw. ist zulässig, zumal selbst Nebengebäude nicht an die Baulinie der Haupt-
gebäude gebunden werden.

Zu 6 l0:

Es ist in Kärnten üblich,
und nicht quer dazu. Die

z u  8 1 1 : Dachform

Neben de. Fassade ist die Dachform pdgender Bestandteil eines Bauwerkes. Diese ist somit
bestimmend für die Wirkung des Gebäudes für sich und in Kombination mit der umgebenden
Dachiandschaff mitentscheidend für das Ortsbild. Eine Harmonie in der Dachlandschaft kann
jedoch nur erzielt werden, $/enn Rücksicht auf den Bestand genommen wird Hiebei kann
jedoch eine Uniformität ausgeschlossen bleiben, da die regional typischen Dachfbrmen wie
Sattel-, Walm-, und Knippelwalmdach eine Vielfalt gewahrleisteo.

Das sogenannte Schopfdach, a1s Dachlorm nicht regional beheimatet, kann in Nachbarschaft
von steilen Krüppelwalmdachem errichtet werden, da hier eine gewisse Ableitung der Form
nachvollziehbar ist.

Mit der Art der Dachform soll auch die Neigung bestimmt werden, da diese auch den Dach-
{brmen zugeteilt ist. Als universellste Dachform weist das Sarteldach die größten Neigungs-
vadanten auf. Alle übrigen erlaubten Dachformen sind traditionsgemäß Steiidachformen,
weshaib ihre Neigung eingegrenzt r.rurde. Bei Knippelwalm- und Schopfdächern isr die Ab-
walmung steiler oder zumindest gleich steil wie das Hauptdach auszubilden. Prinzipiell wird
die Dachneigung aus dem Gesamteindruck des Daches, unbenihrt von Gaupen und
Abschleppungsverflachungen zu ermitteln sein. Bei Abschleppungen sind überlange, ein-
seitige Dachflächen durch einen verflachten Knickiljer Plache zu vermeiden.

Da gerade Schopldächer regional untypische Erscheinungslormen sind, sind diese, um ein
ge\risses Maß an Prportionen einzuhalten und eine Störung des Odsbildes zu vermerden, an
Maßverhältnisse gebunden. Diese ergeben sich aus traditionellen Beständen des Kärntner
Raumes. Daraus ergibt sich, daß Schopfdächer nur errichtet werden düden. rvenn das
Verhältnis der Längsseite zur Breitseite des Gebäudes mindestens 3 2 beträgt, und die lichte
Höhe der Ansatzluke mindestens 50 cm aufweist

Eine Rolle bei der Erzielung eines harmonischen Ortsbildes spielen auch die Dachgaupen
Die Gaupenlänge gem. Abs. (4) ist am Fusse der Gaupe zu messen. Die Gaupe ist an die Form
des Daches anzupassen.

Firstrichtung

daß die Firstrichtung parallel zur längeren Seite des Hauses verläuft
Ausbildung von Nebenfirsten ist möglich.
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zu S 12: Dachfarbe

Insgesamt ist von der Farbe der Eindeckung her keiner der Vora)g aJ geben. Im verbauten
Gebiet soll sich die Dachfaöe nach der dominierenden Dachlandschaft d€I umliegenden
Bebauung richten.
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